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A. BEKANNTMACHUNGEN DES LANDKREISES 
 
5. Änderungsverordnung zur Verordnung über die Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen im Gelegen-
heitsverkehr mit den in dem Landkreis Celle zugelassenen Taxis (Taxitarifordnung) 

 
5. Änderungsverordnung zur Verordnung über die Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen im Gelegen-

heitsverkehr mit den in dem Landkreis Celle zugelassenen Taxis (Taxitarifordnung)  
 
Aufgrund des § 51 Abs. 1 PBefG in der Fassung vom 08.08.1990 (BGBl I S. 1690), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
11.04.2024 (BGBl I Nr. 119), in Verbindung mit § 16 Abs. 4 Nr. 3 der Verordnung über Zuständigkeiten im Bereich 
Verkehr vom 25.08.2014 (Nds. GVBl. S. 249), zuletzt geändert durch Verordnung vom 03.09.2022 (Nds. GVBl. S. 520) 
und den §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. 
GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.02.2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr.9) hat der Kreistag 
des Landkreises Celle in seiner Sitzung am 24.10.2024 folgende 5. Änderungsverordnung zur Verordnung über die 
Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen im Gelegenheitsverkehr mit den im Landkreis Celle zugelasse-
nen Taxis (Taxitarifordnung) vom 11.10.2011, beschlossen: 
 

§ 1 
 
(1) § 2 der Verordnung über die Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen im Gelegenheitsverkehr mit den 
in dem Landkreis Celle zugelassenen Taxis erhält folgenden Wortlaut: 
 

§ 2 
Beförderungsentgelte 

 
1. Der Beförderungspreis setzt sich aus Grundpreis, dem Entgelt für die Fahrleistung und etwaigen Wartegeldern 

zusammen, ohne Rücksicht auf die Anzahl der beförderten Personen. Für jede Fahrt an Werktagen von 22:00 bis 
06:00 Uhr, an Sonn- und Feiertagen von 00:00 bis 24:00 Uhr sowie am 24.12. und 31.12. von 13:00 bis 24:00 Uhr 
wird ein Sondertarif festgesetzt. Sollte dieser vom Normaltarif abweichen, erfolgt die Wertangabe in Klammerset-
zung. 

 
2. Der Mindestfahrpreis für jede Fahrt beträgt € 5,00 (€ 5,50). In diesem Preis ist das Entgelt für die Fahrleistung für 

eine besetzt zu fahrende Wegstrecke bis zu 33,33 m (31,25 m) oder 9,00 Sek. Wartezeit enthalten. 
 
3. Das Entgelt für die Fahrleistung wird für jede weitere angefangene besetzt zu fahrende Wegstrecke von 33,33 m 

(31,25 m) auf € 0,10 bis zur Gesamtlänge von 3000 m festgesetzt. Der Kilometerpreis beträgt damit € 3,00 (€ 3,20). 
Das Entgelt für die Fahrleistung ab 3000 m wird auf der Wegstrecke von 38,46 m (35,71 m) auf € 0,10 festgesetzt. 
Der Kilometerpreis beträgt damit € 2,60 (€ 2,80). 

 
4. Außerdem werden für jede angefangene 9,00 Sekunden Wartezeit € 0,10 berechnet. Das entspricht € 40,00 je volle 

Stunde. 
 
5. Für die Anfahrt innerhalb des Pflichtfahrgebietes wird kein Entgelt erhoben. 
   
6. Für Fahrten über das Pflichtfahrgebiet (§ 1 Nr. 2) hinaus oder von außerhalb dorthin kann der Fahrpreis abweichend 

von den Nr. 2 und 3 vor Antritt der Fahrt vorher für die gesamte Fahrstrecke vereinbart werden. Kommt keine 
Vereinbarung zustande, gelten die für den Pflichtfahrbereich festgesetzten Beförderungsentgelte als vereinbart. 
Der Fahrgast ist vor Antritt der Fahrt auf diese Bestimmungen hinzuweisen. 

 
7. Kommt die Beförderung aus Gründen, die der Fahrgast zu vertreten hat, nicht zustande, so ist ein Preis von € 5,00 

zu zahlen. 
 
8. Das Befördern von Gepäck und Tieren wird nicht gesondert berechnet. 
 
9. Sondervereinbarungen gemäß § 51 Abs. 2 PBefG sind dem Landkreis Celle anzuzeigen. 
 

§ 3 
 
(2) § 6 der Verordnung über die Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen im Gelegenheitsverkehr mit den 
in dem Landkreis Celle zugelassenen Taxis erhält folgenden Wortlaut: 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
Diese Änderungsverordnung tritt mit dem Tag der Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis Celle, rückwirkend 
zum 01.02.2025, in Kraft. 
 
Celle, den 11.02.2025 
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In Vertretung 
 
Höhl 
Erster Kreisrat  
 

- - - 
 
B. BEKANNTMACHUNGEN DER GEMEINDEN, SAMTGEMEINDEN, GEMEINDEFREIEN BEZIRKE UND 

ZWECKVERBÄNDE 
 
Gemeinde Eicklingen, 17. öffentliche Sitzung des Rates der Gemeinde Eicklingen am 24.02.2025 
 
Am Montag, den 24.02.2025, um 19:15 Uhr findet im Pröven Hof, Braunschweiger Straße 22, 29358 Eicklingen, die 
17. öffentliche Sitzung des Rates der Gemeinde Eicklingen statt. 
 
Tagesordnung: 
 
5. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der Beschlussfähigkeit und der Tages-

ordnung 

6. Bericht des Bürgermeisters 

7. Unterbrechung für die Einwohnerfragestunde 

8. Beratung und Beschlussfassung über die Widmung der Planstraße gem. § 6 Nieders. Straßengesetz (NStrG) 
und Benennung der Planstraße Vorlage: 101/2024/EIC 

9. Unterbrechung für die Einwohnerfragestunde 

10. Anfragen und Anregungen 
 
Eicklingen, 12.02.2025 
Gemeinde Eicklingen 
 
Jörn Schepelmann 
Bürgermeister 
 

- - - 
 
Gemeinde Eldingen, 16. Sitzung des Rates Eldingen am 20.02.2025 
 
Am Donnerstag, den 20.02.2025, um 19:00 Uhr findet im Dorfgemeinschaftsraum im sozioökonomischen Zentrum 
Eldingen, Dorfstraße 8, 29351 Eldingen, die 16. Sitzung des Rates Eldingen statt. 
 
Tagesordnung: 
 
1. Einwohnerfragestunde vor Eintritt in die Beratung von max. 30 Minuten 

2. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung 

3. Bericht des Gemeindedirektors und Bekanntgabe amtlicher Mitteilungen 

4. Berichte der Ausschussvorsitzenden 

5. Beschlussfassung über die Annahme von Spenden 

6. Beratung und Beschlussfassung über eine Sondersatzung über die Merkmale der endgültigen Herstellung der 
Erschließungsanlage "Arno-Schmidt-Straße - 1. Bauabschnitt" in Eldingen 

7. Bebauungsplan Nr. 9 "Reitplatz Ziegelei" in Eldingen-Metzingen 

 a) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Anregungen während des frühzeitigen Beteili-
gungsverfahrens gem. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB); 

 b) Beratung und Beschlussfassung über den Planentwurf einschließlich Begründung und Umweltbericht; 

 c) Beratung und Beschlussfassung über die Durchführung der Beteiligungsverfahren gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 
Abs. 2 BauGB 

8. Terminplanung 

9. Anfragen und Mitteilungen 

10. Einwohnerfragestunde nach Ende der Beratung von max. 15 Minuten 
 

- - - 
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Gemeinde Wietze, Sitzung des Rates der Gemeinde Wietze am 27.02.2025 
 
Am Donnerstag, dem 27.02.2025, um 19:00 Uhr findet eine Sitzung des Rates der Gemeinde Wietze im Bürgersaal, 
29323 Wietze, Neue Mitte 1-3, statt.  
 
Tagesordnung: 
 
1. Eröffnung der Sitzung, Begrüßung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, der Anwesenheit und der Be-

schlussfähigkeit 

2. Feststellung der Tagesordnung 

3. Bericht des Bürgermeisters über wichtige Beschlüsse des Verwaltungsausschusses 

4. Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern 

5. 13. Änderung des Flächennutzungsplanes, Teilplan 1 Wietze und Teilplan 4 Wieckenberg 
 hier: Genehmigung des Planentwurfs und Beschluss über die Durchführung der frühzeitigen Bürgerbeteiligung 

und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

6. Bebauungsplan Wieckenberg Nr. 12 "Solarpark Wieckenberg" 
 hier: Genehmigung des Planentwurfs und Beschluss über die Durchführung der frühzeitigen Bürgerbeteiligung 

und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

7. Bebauungsplan Hornbostel Nr. 9 "Ortskern Hornbostel", 2. Änderung 
 hier: Genehmigung des Planentwurfs und öffentliche Auslegung 

8. Bebauungsplan Wietze Nr. 37 "Gewerbegebiet Industriestraße Süd" 
 hier: Beschlussfassung über die Behandlung der im förmlichen Verfahren abgegebenen Stellungnahmen und 

Fassung des Satzungsbeschlusses 

9. Wahl einer Schiedsperson und einer stellvertretenden Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Wietze für die 
Dauer von 5 Jahren 

10. Umbildung von Fachausschüssen 
 hier: Benennung von stimmberechtigten Mitgliedern / Ausschussvorsitzenden 

11. Bericht des Bürgermeisters über den Stand der laufenden Baumaßnahmen 

12. Mitteilungen 

13. Anfragen 
 
Gemeinde Wietze, den 12.02.2025 
 
Wolfgang Klußmann 
Bürgermeister 
 

- - - 
 
Gemeinde Adelheidsdorf, 1. Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde Adelheidsdorf und Bekanntmachung der 
Nachtragshaushaltssatzung 
 

1. Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde Adelheidsdorf für das Haushaltsjahr 2024 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde 
Adelheidsdorf in der Sitzung am 22.11.2024 folgende 1. Nachtragshaushaltssatzung beschlossen:  
 

§ 1 
 
Mit dem Nachtrag werden 
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die bisherigen 
festgesetzten 
Gesamtbe-

träge  

Erhöht 
um 

vermindert  
um 

und damit der 
Gesamtbetrag 
des Haushalts-

plans ein-
schließlich der 

Nachträge  
festgesetzt auf 

- Euro - - Euro - - Euro - - Euro - 

1 2 3 4 5 

Ergebnishaushalt      

ordentliche Erträge 4.978.600  0  0  4.978.600  

ordentliche Aufwendungen 6.323.800  0  0  6.323.800  

außerordentliche Erträge 0  0  0  0  

außerordentliche Aufwendungen 0  0  0  0  

Finanzhaushalt     

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 4.777.800  0  0  4.777.800  

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätig-
keit 

5.927.500  0  0  5.927.500  

Einzahlungen für Investitionstätigkeit  25.000  0  0  25.000  

Auszahlungen für Investitionstätigkeit 1.229.500  420.000  0  1.229.500  

Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  1.204.500  420.000  0  1.204.500  

Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 52.000  0  0  52.000  

Nachrichtlich:     

Gesamtbetrag der Einzahlungen des Finanz-
haushalts 

6.007.300  420.000  0  6.007.300  

Gesamtbetrag der Auszahlungen des Finanz-
haushalts 

7.209.000  420.000  0  7.209.000  

 
§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kre-
ditermächtigung) wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 1.204.500 Euro um 420.000 Euro erhöht 
und damit neu auf 1.624.500 neu festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.  
 

§ 4 
 
Der bisherige Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite beansprucht werden dürfen, wird nicht verändert.  
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) werden nicht verändert.  
 
 
Adelheidsdorf, den 27.11.2024  
 
Gemeinde Adelheidsdorf  
 
(Behrens)  
Bürgermeister 
 

2. Bekanntmachung der Nachtragshaushaltssatzung 
 
2.1 Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
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2.2 Die nach §§ 120 Abs. 2, 122 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Celle am 
12.02.2025 unter dem Aktenzeichen 111013-2024/000552 erteilt worden.  
 
2.3 Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom Tage der Bekanntmachung zwei Wochen während 
der allgemeinen Öffnungszeiten am 
 
  Montag  von 08.00 bis 12.00 Uhr 
  Dienstag von 08.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr 
  Mittwoch von 08.00 bis 12.00 Uhr 
  Donnerstag von 08.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00 bis 17.30 Uhr 
  Freitag  von 08.00 bis 12.00 Uhr 
 
im Rathaus Wathlingen, Zimmer 13, Am Schmiedeberg 1, 29339 Wathlingen, zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Adelheidsdorf, den 12.02.2025 
 
Gemeinde Adelheidsdorf  
 
Behrens 
Bürgermeister 
 

- - - 
 
Stadt Celle, Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Haushaltssatzung  
 
1. Haushaltssatzung der Stadt Celle für das Haushaltsjahr 2025 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Stadt Celle in der Sitzung 
am 04.12.2024 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 197.700.000 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 225.269.900 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge 28.814.300 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf   520.500 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt  
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
  
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 189.265.800 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  214.129.100 Euro 
 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 17.784.800 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 105.986.800 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 90.452.000 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 9.150.000 Euro 
 
festgesetzt. 
 
§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kre-
ditermächtigung) wird auf 47.452.000 Euro festgesetzt. 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen der Eigenbetriebe der Stadt Celle und Inves-
titionsfördermaßnahmen (Kreditermächtigung) wird 
 
für die Zuwanderungsagentur auf  0 Euro 
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für die Stadtentwässerung Celle auf 1.547.400 Euro 
 
und somit gesamt auf 1.547.400 Euro festgesetzt. 
 
§ 2 a 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die für Investitionsmaßnahmen im Rahmen einer Ausnahmegenehmigung nach §181 
NKomVG („Konzernfinanzierung“) im Jahr 2025 insgesamt aufgenommen werden dürfen, wird auf 43.000.000 Euro 
festgesetzt.  
Die Weiterleitung erfolgt zu marktüblichen Konditionen. Die erzielten Zinsüberschüsse verbleiben bei der Kernverwal-
tung. 
 
§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 40.548.400 Euro festgesetzt. 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Verpflichtungsermächtigungen in den Vermögensplänen 
der Eigenbetriebe  
 
Zuwanderungsagentur 0 Euro 
Stadtentwässerung Celle 5.575.000 Euro 
 
und wird somit gesamt auf 5.575.000 Euro festgesetzt. 
 
§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2025 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 95.000.000 Euro festgesetzt. 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in den Eigenbetrieben in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.800.000 Euro festgesetzt und verteilt sich wie folgt: 
 
Zuwanderungsagentur 0 Euro 
Stadtentwässerung Celle 1.800.000 Euro 
 
§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind durch eine besondere Hebesatzung für das Haushaltsjahr 2024 
wie folgt festgesetzt: 
 
1.   Grundsteuer 
 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 355 v. H. 

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 545 v. H. 
 
2.   Gewerbesteuer 440 v. H. 
 
§ 6  
 
(1) Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung im Sinne des § 12 Abs. 1 S. 1 KomHKVO sind Maßnahmen 
mit Gesamtkosten von 100.000 Euro und mehr. 
 
(2) Nicht erhebliche Vorhaben im Sinne des § 12 Abs. 3 KomHKVO sind Vorhaben mit Gesamtkosten bis zu 100.000 
Euro. 
 
(3) Ein Fehlbetrag im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 1 NKomVG ist erheblich, wenn er den Betrag von 5 Mio. EURO 
übersteigt. 
 
(4) Aufwands- oder Auszahlungssteigerungen im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG sind erheblich, wenn sie 
den Betrag von 5 Mio. EURO übersteigen. 
 
(5) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen im Sinne des § 117 Abs. 1 Satz 2 NKomVG sind 
unerheblich bis zu einer Wertgrenze von 40.000 EURO. 
 
(6) Im Rahmen des Jahresabschlusses sind Buchungen von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen zur Bil-
dung von Rückstellungen zugelassen. Dabei muss die Deckung gewährleistet sein. 
 
(7) Auf eine Unterrichtung des Rates gem. § 117 Abs.1 Satz 2 NKomVG wird bis zu einem Betrag von 10.000 EURO 
verzichtet. 
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Celle, 10.12.2024 
 
Dr. Nigge 
Oberbürgermeister  
 
II. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Die erforderliche Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist durch das Niedersächsische Ministerium für Inneres und Sport 
am 10.02.2025 unter dem Aktenzeichen 32.17-10302-351006 (2025) mit folgendem Wortlaut erteilt worden.  
 
1. Kernhaushalt  
Gemäß §§ 119 Abs. 4, 120 Abs. 2 und 122 Abs. 2 NKomVG genehmige ich die nachfolgend genannten genehmi-
gungspflichtigen Bestandteile der vom Rat der Stadt Celle in seiner Sitzung am 04.12.2024 beschlossenen und mit 
Beschluss vom 13.01.2025 geänderten Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025: 
 
§ 2: Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in 
Höhe von 47.452.000 €. 
 
§ 3: Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 40.548.400 € und 
 
§ 4: Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen 
werden dürfen, in Höhe von 95.000.000 €. 
 
2. Eigenbetriebe 
Gemäß § 130 Abs. 3 und Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 120 Abs. 2 NKomVG genehmige ich für den Eigenbetrieb Stadtent-
wässerung Celle folgende genehmigungspflichtige Festsetzung: 
 
§ 2: Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen in Höhe von 1.547.400 €. 
 
III. Öffentliche Auslegung 
 
Gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG liegt der Haushaltsplan mit seinen Anlagen in dem Fachdienst Finanzwirtschaft 
(Neues Rathaus, Am Französischen Garten 1, 29221 Celle) vom 17.02.2025 bis einschließlich 25.02.2025 während 
der Dienstzeit zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Die Einsichtnahme ist im Vorfeld per Mail abzustimmen (Kontaktdaten: Frau Kersting; E-Mail: ve-
rena.kersting@celle.de). 
 
Celle, den 13.02.2025  
Stadt Celle 
 
Dr. Nigge 
Oberbürgermeister 
 

- - - 
 
Gemeindefreier Bezirk Lohheide, Haushaltssatzung des Gemeindefreien Bezirks Lohheide für das Haushaltsjahr 2025 
und Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Haushaltssatzung des Gemeindefreien Bezirks Lohheide für das Haushaltsjahr 2025 
 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes in Verbindung mit § 4 Abs. 2 und § 8 Abs. 
2 der Niedersächsischen Verordnung über die Verwaltung gemeindefreier Gebiete hat die Einwohnervertretung des 
Gemeindefreien Bezirks Lohheide in der Sitzung am 28.01.2025 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 2.751.600 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 2.831.500 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 100 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 100 € 

mailto:verena.kersting@celle.de
mailto:verena.kersting@celle.de
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2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 2.459.100 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 2.459.100 € 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit auf 426.100 € 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit auf 426.100 € 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 0 € 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 0 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 2.885.200 € 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 2.885.200 € 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Liquiditätskredite werden nicht beansprucht. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2025 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 340 v. H. 
1.2 für Grundstücke (Grundsteuer B) 180 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer 350 v. H. 
 

§ 6 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen bis zu einer Höhe von 10.000 € sind sowohl von der 
Höhe als auch dem Grunde nach als unerheblich anzusehen und bedürfen nur der Zustimmung des Bezirksvorstehers. 
 

§ 7 
 
Die Wertgrenze für Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung nach § 12 Abs. 1 S. 1 KomHKVO beträgt 
150.000 € (ohne Umsatzsteuer) 
 
Lohheide, den 28.01.2025 
 
Köster 
Der Bezirksvorsteher 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2025 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Absatz 2 Satz 3 NKomVG nach der Bekanntgabe der Haushaltssatzung an sieben 
Tagen zur Einsichtnahme im Verwaltungsgebäude des Gemeindefreien Bezirks Lohheide in Hasselhorst, Kirchweg 8, 
Zimmer 5 während der Öffnungszeiten öffentlich aus. 
 
Lohheide, den 11.02.2025 
 
Der Bezirksvorsteher des 
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Gemeindefreien Bezirks Lohheide 
Köster 
 

- - - 
 
Gemeinde Langlingen, Jahresabschluss 2020 der Gemeinde Langlingen 
 
Gemeinde Langlingen 
Der Gemeindedirektor 
Az.:17.111320 
 
Jahresabschluss 2020 der Gemeinde Langlingen 
 
Öffentliche Bekanntmachung: 
 
Gemäß § 129 Abs. 1 NKomVG hat der Rat der Gemeinde Langlingen in seiner Sitzung am 10.12.2024 den Jahresab-
schluss 2020 beschlossen und gleichzeitig dem Gemeindedirektor Entlastung für das Jahr 2020 erteilt. 
 
Der Jahresabschluss 2020 wurde in verkürzter Form gemäß § 1 Abs. 1 und 2 NBKAG aufgestellt. 
 
Der Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2020 liegen gemäß §§ 129 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit 156 Abs. 4 
NKomVG in der Zeit vom 13.02.2025 bis um 28.02.2025 öffentlich zur Einsichtnahme im Rathaus der Samtgemeinde 
Flotwedel in 29342 Wienhausen, Am Alten Bahnhof 3, Raum 5 während der Öffnungszeiten aus.  
 
Bilanz der Gemeinde Langlingen zum 31.12.2020 

  31.12.2019 31.12.2020 

  A K T I V A    

 1. Immaterielles Vermögen 11.111,64 10.783,83 

 2. Sachvermögen  4.231.032,02 4.169.094,89 

 3. Finanzvermögen  69.045,24 251.572,51 

 4. Liquide Mittel  191.363,29 0,00 

     

  Bilanzsumme  4.502.552,19 4.431.451,23 

    

  P A S S I V A    

 1. Nettoposition  4.274.962,81 4.199.596,10 

 1.1 Basis-Reinvermögen  2.590.394,23 2.590.394,23 

 1.2 Rücklagen  32.891,23 178.872,91 

 1.3 Jahresergebnis  300.537,15 175.069,72 

 1.4 Sonderposten  1.351.140,20 1.255.259,24 

 2. Schulden  226.811,54 231.675,64 

 2.1 Geldschulden  219.434,94 207.615,52 

 2.1.2 Verbindlichkeiten aus Krediten 219.434,48 207.615,52 

 2.1.3 Liquiditätskredite  0,00 0,00 

 2.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  4.296,48 980,00 

 2.4 Transferverbindlichkeiten  0,00 20.000,00 

 2.5 Sonstige Verbindlichkeiten  3.080,12 3.080,12 

 4. Passive Rechnungsabgrenzung 777,84 179,49 

  Bilanzsumme  4.502.552,19 4.431.451,23 

 
Wienhausen, den 13.02.2025 
 
Angermann  
 

- - - 
 
Gemeinde Langlingen, Jahresabschluss 2021 der Gemeinde Langlingen 
 
Gemeinde Langlingen 
Der Gemeindedirektor 
Az.:17.111320 
 
Jahresabschluss 2021 der Gemeinde Langlingen 
 
Öffentliche Bekanntmachung: 
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Gemäß § 129 Abs. 1 NKomVG hat der Rat der Gemeinde Langlingen in seiner Sitzung am 10.12.2024 den Jahresab-
schluss 2021 beschlossen und gleichzeitig dem Gemeindedirektor Entlastung für das Jahr 2021 erteilt. 
 
Der Jahresabschluss 2021 wurde in verkürzter Form gemäß § 1 Abs. 1 und 2 NBKAG aufgestellt. 
 
Der Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2021 liegen gemäß §§ 129 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 156 Abs. 4 
NKomVG in der Zeit vom 13.02.2025 bis zum 28.02.2025 öffentlich zur Einsichtnahme im Rathaus der Samtgemeinde 
Flotwedel in 29342 Wienhausen, Am Alten Bahnhof 3, Raum 5 während der Öffnungszeiten aus.  
 
Bilanz der Gemeinde Langlingen zum 31.12.2021 

  31.12.2020 31.12.2021 

  A K T I V A    

 1. Immaterielles Vermögen 10.783,83 10.456,03 

 2. Sachvermögen  4.169.094,89 4.133.324,19 

 3. Finanzvermögen  251.572,51 203.990,32 

 4. Liquide Mittel  0,00 0,00 

     

  Bilanzsumme  4.431.451,23 4.347.770,54 

    

  P A S S I V A    

 1. Nettoposition  4.199.596,10 4.110.913,52 

 1.1 Basis-Reinvermögen  2.590.394,23 2.590.394,23 

 1.2 Rücklagen  178.872,91 178.872,91 

 1.3 Jahresergebnis  175.069,72 179.355,55 

 1.4 Sonderposten  1.255.259,24 1.162.290,83 

 2. Schulden  231.675,64 235.562,82 

 2.1 Geldschulden  207.615,52 195.755,73 

 2.1.2 Verbindlichkeiten aus Krediten 207.615,52 195.755,73 

 2.1.3 Liquiditätskredite  0,00 0,00 

 2.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  980,00 16.726,97 

 2.4 Transferverbindlichkeiten  20.000,00 20.000,00 

 2.5 Sonstige Verbindlichkeiten  3.080,12 3.080,12 

 4. Passive Rechnungsabgrenzung 179,49 1.294,20 

  Bilanzsumme  4.431.451,23 4.347.770,54 

 
Wienhausen, den 13.02.2025 
 
Angermann  
 

- - - 
 
Klostergemeinde Wienhausen, Jahresabschluss 2019 der Klostergemeinde Wienhausen 
 
Klostergemeinde Wienhausen 
Die Bürgermeisterin 
Az.:22.111320    
 
Jahresabschluss 2019 der Klostergemeinde Wienhausen 
 
Öffentliche Bekanntmachung: 
 
Gemäß § 129 Abs. 1 NKomVG hat der Rat der Klostergemeinde Wienhausen in der Ratssitzung am 12.12.2024 den 
Jahresabschluss 2019 beschlossen und gleichzeitig dem Gemeindedirektor die Entlastung für das Jahr 2019 erteilt. 
 
Der Jahresabschluss mit Rechenschaftsbericht, der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes für das Haushalts-
jahr 2019 liegen gemäß §§ 129 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit 156 Abs. 4 NKomVG in der Zeit vom 
13.02.2025 bis zum 28.02.2025 öffentlich zur Einsichtnahme im Rathaus der Samtgemeinde Flotwedel in 29342 Wien-
hausen, Am Alten Bahnhof 3, Raum 5 während der Öffnungszeiten aus.  
 
Bilanz der Klostergemeinde Wienhausen zum 31.12.2019 

  31.12.2018 31.12.2019 

  A K T I V A    

 1. Immaterielles Vermögen 144.090,01 141.371,74 

 2. Sachvermögen  8.301.916,44 8.108.797,63 

 3. Finanzvermögen  74.285,52 87.912,66 

 4. Liquide Mittel  997.756,59 1.380.338,43 

  Bilanzsumme  9.518.048,56 9.718.420,46 
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  P A S S I V A  31.12.2018 31.12.2019 

 1. Nettoposition  8.168.507,68 8.406.469,39 

 1.1 Basis-Reinvermögen  5.191.044,66 5.191.044,66 

 1.2 Rücklagen  223.777,00 379.947,58 

 1.3 Jahresergebnis  143.995,54 325.888,60 

 1.4 Sonderposten  2.609.690,48 2.509.588,55 

 2. Schulden  1.396.248,57 1.310.384,23 

 2.1 Geldschulden  1.337.915,25 1.297.815,94 

 2.1.2 Verbindlichkeiten aus Krediten 1.337.915,25 1.297.815,94 

 2.1.3 Liquiditätskredite  0,00 0,00 

 2.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  5.058,38 5.521,06 

 2.4 Transferverbindlichkeiten  0,00 0,00 

 2.5 Sonstige Verbindlichkeiten  6.274,94 7.047,23 

 4. Passive Rechnungsabgrenzung 292,31 1.566,84 

  Bilanzsumme  9.518.048,56 9.718.420,46 

    

 
Wienhausen, den 13.02.2025 
 
Ackermann 
 

- - - 
 
Klostergemeinde Wienhausen, Jahresabschluss 2020 der Klostergemeinde Wienhausen 
 
Klostergemeinde Wienhausen 
Die Bürgermeisterin 
Az.:22.111320 
 
Jahresabschluss 2020 der Klostergemeinde Wienhausen 
 
Öffentliche Bekanntmachung: 
 
Gemäß § 129 Abs. 1 NKomVG hat der Rat der Klostergemeinde Wienhausen in der Ratssitzung am 12.12.2024 den 
Jahresabschluss 2020 beschlossen und gleichzeitig dem Gemeindedirektor die Entlastung für das Jahr 2020 erteilt. 
 
Der Jahresabschluss 2020 wurde in verkürzter Form gemäß § 1 Abs. 1 und 2 NBKAG aufgestellt. 
 
Der Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2020 liegen gemäß §§ 129 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit 156 Abs. 4 
NKomVG in der Zeit vom 13.02.2025 bis zum 28.02.2025 öffentlich zur Einsichtnahme im Rathaus der Samtgemeinde 
Flotwedel in 29342 Wienhausen, Am Alten Bahnhof 3, Raum 5 während der Öffnungszeiten aus.  
 
Bilanz der Klostergemeinde Wienhausen zum 31.12.2020 

  31.12.2019 31.12.2020 

  A K T I V A    

 1. Immaterielles Vermögen 141.371,74 143.244,13 

 2. Sachvermögen  8.108.797,63 7.877.923,61 

 3. Finanzvermögen  87.912,66 1.363.675,33 

 4. Liquide Mittel  1.380.338,43 0,00 

  Bilanzsumme  9.718.420,46 9.384.843,07 

    

  P A S S I V A    

 1. Nettoposition  8.406.469,39 8.133.513,80 

 1.1 Basis-Reinvermögen  5.191.044,66 5.197.924,66 

 1.2 Rücklagen  379.947,58 371.803,70 

 1.3 Jahresergebnis  325.888,60 219.640,20 

 1.4 Sonderposten  2.509.588,55 2.344.145,24 

 2. Schulden  1.310.384,23 1.250.647,22 

 2.1 Geldschulden  1.297.815,94 1.241.507,27 

 2.1.2 Verbindlichkeiten aus Krediten 1.297.815,94 1.241.507,27 

 2.1.3 Liquiditätskredite  0,00 0,00 

 2.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  5.521,06 2.127,72 

 2.4 Transferverbindlichkeiten  0,00 0,00 

 2.5 Sonstige Verbindlichkeiten  7.047,23 7.012,23 

 4. Passive Rechnungsabgrenzung 1.566,84 682,05 
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  Bilanzsumme  9.718.420,46 9.384.843,07 

    

 
Wienhausen, den 13.02.2025 
 
Ackermann 
 

- - - 
 
Klostergemeinde Wienhausen, Jahresabschluss 2021 der Klostergemeinde Wienhausen 
 
Klostergemeinde Wienhausen 
Die Bürgermeisterin 
Az.:22.111320 
 
Jahresabschluss 2021 der Klostergemeinde Wienhausen 
 
Öffentliche Bekanntmachung: 
 
Gemäß § 129 Abs. 1 NKomVG hat der Rat der Klostergemeinde Wienhausen in der Ratssitzung am 12.12.2024 den 
Jahresabschluss 2021 beschlossen und gleichzeitig dem Gemeindedirektor die Entlastung für das Jahr 2021 erteilt. 
 
Der Jahresabschluss 2021 wurde in verkürzter Form gemäß § 1 Abs. 1 und 2 NBKAG aufgestellt. 
 
Der Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2021 liegen gemäß §§ 129 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit 156 Abs. 4 
NKomVG in der Zeit vom 13.02.2025 bis zum 28.02.2025 öffentlich zur Einsichtnahme im Rathaus der Samtgemeinde 
Flotwedel in 29342 Wienhausen, Am Alten Bahnhof 3, Raum 5 während der Öffnungszeiten aus.  
 
Bilanz der Klostergemeinde Wienhausen zum 31.12.2021 

  31.12.2020 31.12.2021 

  A K T I V A    

 1. Immaterielles Vermögen 143.244,13 145.093,69 

 2. Sachvermögen  7.877.923,61 7.697.458,71 

 3. Finanzvermögen  1.363.675,33 1.527.962,49 

 4. Liquide Mittel  0,00 0,00 

  Bilanzsumme  9.384.843,07 9.370.514,89 

    

  P A S S I V A    

 1. Nettoposition  8.133.513,80 8.151.399,72 

 1.1 Basis-Reinvermögen  5.197.924,66 5.197.924,66 

 1.2 Rücklagen  371.803,70 371.803,70 

 1.3 Jahresergebnis  219.640,20 395.870,80 

 1.4 Sonderposten  2.344.145,24 2.185.800,56 

 2. Schulden  1.250.647,22 1.218.239,91 

 2.1 Geldschulden  1.241.507,27 1.184.444,26 

 2.1.2 Verbindlichkeiten aus Krediten 1.241.507,27 1.184.444,26 

 2.1.3 Liquiditätskredite  0,00 0,00 

 2.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  2.127,72 26.709,82 

 2.4 Transferverbindlichkeiten  0,00 73,60 

 2.5 Sonstige Verbindlichkeiten  7.012,23 7.012,23 

 4. Passive Rechnungsabgrenzung 682,05 875,26 

  Bilanzsumme  9.384.843,07 9.370.514,89 

    

 
Wienhausen, den 13.02.2025 
 
Ackermann 
 

- - - 
 
Klostergemeinde Wienhausen, Jahresabschluss 2022 der Klostergemeinde Wienhausen 
 
Klostergemeinde Wienhausen 
Die Bürgermeisterin 
Az.:22.111320 
 
Jahresabschluss 2022 der Klostergemeinde Wienhausen 
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Öffentliche Bekanntmachung: 
 
Gemäß § 129 Abs. 1 NKomVG hat der Rat der Klostergemeinde Wienhausen in der Ratssitzung am 12.12.2024 den 
Jahresabschluss 2022 beschlossen und gleichzeitig dem Gemeindedirektor die Entlastung für das Jahr 2022 erteilt. 
 
Der Jahresabschluss 2022 wurde in verkürzter Form gemäß § 1 Abs. 1 und 2 NBKAG aufgestellt. 
 
Der Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2022 liegen gemäß §§ 129 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit 156 Abs. 4 
NKomVG in der Zeit vom 13.02.2025 bis zum 28.02.2025 öffentlich zur Einsichtnahme im Rathaus der Samtgemeinde 
Flotwedel in 29342 Wienhausen, Am Alten Bahnhof 3, Raum 5 während der Öffnungszeiten aus.  
 
Bilanz der Klostergemeinde Wienhausen zum 31.12.2022 

  31.12.2021 31.12.2022 

  A K T I V A    

 1. Immaterielles Vermögen 145.093,69 166.055,10 

 2. Sachvermögen  7.697.458,71 8.091.805,53 

 3. Finanzvermögen  1.527.962,49 1.216.506,84 

 4. Liquide Mittel  0,00 0,00 

  Bilanzsumme  9.370.514,89 9.474.367,47 

    

  P A S S I V A    

 1. Nettoposition  8.151.399,72 8.207.914,69 

 1.1 Basis-Reinvermögen  5.197.924,66 5.197.924,66 

 1.2 Rücklagen  371.803,70 371.803,70 

 1.3 Jahresergebnis  395.870,80 601.743,35 

 1.4 Sonderposten  2.185.800,56 2.036.442,98 

 2. Schulden  1.218.239,91 1.248.076,46 

 2.1 Geldschulden  1.184.444,26 1.126.601,02 

 2.1.2 Verbindlichkeiten aus Krediten 1.184.444,26 1.126.601,02 

 2.1.3 Liquiditätskredite  0,00 0,00 

 2.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  26.709,82 98.361,82 

 2.4 Transferverbindlichkeiten  73,60 321,39 

 2.5 Sonstige Verbindlichkeiten  7.012,23 22.792,23 

 4. Passive Rechnungsabgrenzung 875,26 18.376,32 

  Bilanzsumme  9.370.514,89 9.474.367,47 

    

 
Wienhausen, den 13.02.2025 
 
Ackermann 
 

- - - 
 
Gemeinde Eschede, Friedhofssatzung der Gemeinde Eschede 

 
Friedhofssatzung der Gemeinde Eschede 

 
Aufgrund der §§ 10, 13 S. 1 Nr. 2 b, 58 Abs. 1 Nr. 5 des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der 
Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), in der derzeit gültigen Fassung, und § 13a Abs. 1 des Nds. Gesetzes 
über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen (BestattG) vom 08.12.2005 (Nds. GVBI. S. 381), in der derzeit 
gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde Eschede in seiner Sitzung am 19.12.2024 folgende Satzung beschlossen: 

I. Allgemeine Vorschriften 
§ 1 Geltungsbereich 

 
(1) Die Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet des Friedhofsträgers gelegenen und von ihm verwalteten Friedhöfe:  
1. Friedhof Habighorst 
2. Friedhof Höfer 
3. Friedhof Marwede 
(2) Friedhofsträger ist die Gemeinde Eschede.  
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§ 2 Friedhofszweck und Friedhofsverwaltung 
 
(1) Die in § 1 Abs. 1 genannten Friedhöfe bilden insgesamt eine öffentliche Einrichtung des Friedhofsträgers gem. § 
30 NKomVG. 
(2) 1 Die Friedhöfe dienen der Bestattung aller verstorbenen Personen, die bei ihrem Ableben im Gebiet des Friedhofs-
trägers ihren Wohnsitz hatten oder ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. 2 Der Friedhof 
dient auch der Bestattung von Fehlgeborenen oder Ungeborenen. 3 Die Bestattung anderer Personen kann vom Fried-
hofsträger zugelassen werden.  
(3) Auf dem Friedhof Marwede können nur Personen bestattet werden, die Zeit ihres Lebens einmal Einwohner/in des 
Ortes Marwede waren, deren Ehepartner/in oder in gerade Linie verwandte Personen. 
(4) 1 Die Friedhöfe erfüllen aufgrund ihrer gärtnerischen Gestaltung auch allgemeine Grünflächenfunktionen. 2 Deshalb 
hat jedermann das Recht, die Friedhöfe als Orte der Ruhe und Besinnung zum Zwecke einer der Würde des Ortes 
entsprechenden Erholung aufzusuchen. 3 Zudem dienen die Friedhöfe in besonderer Weise der Trauerverarbeitung 
und dem Gedenken an Verstorbene.  
(5) 1 Die Verwaltung und Aufsicht der Friedhöfe obliegen dem Friedhofsträger. 2 Beauftragt der Friedhofsträger mit der 
Errichtung des Friedhofs oder mit dem Betrieb des Friedhofs Dritte, bleibt seine Verantwortlichkeit für die Erfüllung der 
mit der Trägerschaft verbundenen Pflichten unberührt.  

 
§ 3 Nutzungsberechtigte Person 

 
(1) 1 Nutzungsberechtigte Person ist, wem das Recht zur Nutzung einer Grabstätte durch den Friedhofsträger zuge-
wiesen worden ist. 2 Die Zuweisung stellt einen mitwirkungsbedürftigen Verwaltungsakt dar. 3 Sind mehrere Personen 
nutzungsberechtigt an einer Grabstätte, bilden sie eine Gemeinschaft im Sinne von § 741 BGB.  
(2) 1 Die mit dem Nutzungsrecht verbundenen Rechte und Pflichten gehen mit Versterben der nutzungsberechtigten 
Person in nachstehender Reihenfolge auf ihre Angehörigen mit deren Zustimmung über:  
1.  Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartner, 
2.  Kinder,  
3.  Enkelkinder,  
4.  Eltern,  
5.  Großeltern,  
6.  Geschwister.  
2 Abweichend von Satz 1 ist eine vertragliche Regelung der in Satz 1 genannten Angehörigen über das Nutzungsrecht 
zu berücksichtigen. 3 Der Übergang des Nutzungsrechts nach Satz 1 oder Satz 2 setzt zu seiner Wirksamkeit die 
Genehmigung des Friedhofsträgers voraus. 4 Findet ein Übergang des Nutzungsrechts nach den vorstehenden sat-
zungsrechtlichen Regelungen nicht statt, bleibt der Übergang im Rahmen des Erbrechts unberührt.  
 

II. Ordnungsvorschriften 
§ 4 Öffnungszeiten und Verhalten auf dem Friedhof 

 
(1) 1 Die Friedhöfe sind für Besucherinnen und Besucher in der Zeit von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang geöff-
net. 2 Hat der Friedhofsträger Öffnungszeiten festgelegt und an den Eingängen bekannt gegeben, sind diese Öffnungs-
zeiten zu beachten.  
(2) Der Friedhofsträger kann das Betreten aller oder einzelner Friedhofsteile aus besonderem Anlass vorübergehend 
untersagen. 
(3) 1 Die Besucherinnen und Besucher haben sich ruhig und der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. 2 Die 
Anordnungen des Friedhofsträgers sind zu befolgen. 
(4) Minderjährige Personen, die das siebente Lebensjahr noch nicht vollendet haben, dürfen die Friedhöfe nur in Be-
gleitung volljähriger Personen betreten. 
(5) Innerhalb der Friedhöfe ist insbesondere nicht gestattet,  
1. den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu beschädigen, Alkohol mitzuführen 

und zu konsumieren, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen sowie Anpflanzungen, Rasenflächen (soweit 
sie nicht als Wege dienen), Grabstätten und Grabeinfassungen zu betreten, 

2. Tiere mitzubringen, außer wenn diese der notwendigen Begleitung dienen (Blindenhunde),  
3. die Wege mit Fahrzeugen zu befahren, soweit nicht eine besondere Genehmigung erteilt ist,  
4. zu lärmen, Gelage zum Vergnügen zu bilden und zu spielen, 
5. sich sportlich zu betätigen,  
6. Druckschriften zu verteilen, ausgenommen sind solche, die im Rahmen der Bestattungsfeier notwendig und 

üblich sind, 
7. Waren aller Art sowie gewerbliche Leistungen anzubieten,  
8. Erdaushub und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern, 
9. in der Nähe einer Bestattung oder Totengedenkfeier Arbeiten auszuführen,  
10. Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen, außer zu privaten Zwecken, zu erstellen,  
11. abgesehen von Trauerfeiern Musikinstrumente zu spielen oder Tonwiedergabegeräte für Dritte hörbar zu be-

treiben.  
(6) Der Friedhofsträger kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf ihm 
vereinbar sind.  
(7) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhängende Veranstaltungen sind genehmi-
gungspflichtig und eine Woche vor dem Termin beim Friedhofsträger zu beantragen. 
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(8) Wer die Ordnungsbestimmungen der Friedhofssatzung oder die besonderen Anweisungen des Friedhofsträgers 
nicht befolgt, kann vom Friedhof verwiesen werden.  

 
§ 5 Dienstleistungen 

 
(1) 1 Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter, usw.) haben vor Aufnahme ihrer Tätigkeit auf 
den Friedhöfen der Friedhofsverwaltung Art und Umfang ihrer geplanten Betätigung in Textform anzuzeigen. 2 Sie 
sollten über eine der Art und dem Umfang des Risikos angemessenen Berufshaftpflichtversicherung oder eine andere 
gleichwertige oder vergleichbare Sicherheit verfügen. 3 Dienstleistungserbringer haben die für den Friedhof geltenden 
Bestimmungen zu beachten. 4 Gewerbliche Tätigkeiten auf den Friedhöfen dürfen nur werktags innerhalb der Öff-
nungszeiten verrichtet werden. 5 Der Friedhofsträger kann Ausnahmen zulassen.  
(2) 1 Der Friedhofsträger kann Dienstleistungserbringern die Ausübung ihrer Tätigkeit auf Zeit oder auf Dauer untersa-
gen, wenn diese nach vorheriger Mahnung gegen für den Friedhof geltende Bestimmungen verstoßen haben oder 
wenn sonstige Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in fachlicher, betrieblicher oder persönlicher Hinsicht 
unzuverlässig sind. 2 Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist eine Mahnung entbehrlich. 
(3) Den Dienstleistungserbringern und ihren Beschäftigten ist zur Ausübung ihres Berufes das Befahren der Wege mit 
geeigneten Fahrzeugen gestattet.  
(4) Dienstleistungserbringer haften gegenüber dem Friedhofsträger für alle Schäden, die sie oder ihre Beschäftigten 
im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft verursachen. 
(5) 1 Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen nur vorübergehend und 
nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht behindern. 2 Bei Beendigung oder bei Unterbrechung der Tagesar-
beit sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in den ordnungsgemäßen Zustand zu bringen. 3 Die Dienstleistungser-
bringer oder ihre Beschäftigten dürfen auf den Friedhöfen keinerlei Abfall, Erdaushub, Rest- und Verpackungsmaterial 
ablagern. 4 Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden.  
III. Bestattungsvorschriften 

§ 6 Anmeldung der Beisetzung 
 
(1) 1 Jede Beerdigung ist unverzüglich nach Beurkundung des Sterbefalles bei dem Friedhofsträger anzumelden. 2 Die 
vom Standesamt ausgestellte Sterbebescheinigung ist bei der Anmeldung vorzulegen. 3 Im Falle der Entbehrlichkeit 
der Sterbeurkunde gem. § 9 Abs. 3 Satz 3 BestattG ist die Entscheidung der unteren Gesundheitsbehörde über die 
Entbehrlichkeit der Sterbeurkunde vorzulegen. 4 Eine Leiche, die aus dem Ausland überführt worden ist, darf nur nach 
Vorliegen eines Leichenpasses oder eines gleichwertigen amtlichen Dokumentes des Staates, in dem die Person ver-
storben ist, bestattet werden. 
(2) Wird eine Beisetzung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte oder Urnenwahlgrabstätte beantragt, ist auch das 
Nutzungsrecht nachzuweisen. 
(3) 1 Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. 2 Dabei sind die in § 9 BestattG in der jeweils 
geltenden Fassung genannten Fristen zu beachten. 3 Die Bestattungen erfolgen regelmäßig an Werktagen. 4 Die Wün-
sche der Angehörigen sollen nach Möglichkeit berücksichtigt werden. 

 
§ 7 Grabbereitung 

 

1 Die Gräber werden vom Friedhofsträger oder deren Beauftragten für die Bestattung ausgehoben und wieder verfüllt. 
2 Der Friedhofsträger kann Ausnahmen zulassen. 3 Die Tiefe des Grabes beträgt von der Oberkante des Sarges bis 
zur Erdoberfläche (ohne Hügel) mindestens 90 cm, bei Urnengrabstätten mindestens 50cm. 4 Die Gräber für Erdbe-
stattungen müssen voneinander durch mindestens 30cm starke Erdwände getrennt sein.  

 
§ 8 Särge und Urnen 

 
(1) 1 Die Särge sollen höchstens 2,10m lang, 0,75m hoch und im Mittelmaß 0,70m breit sein. 2 Sind in Ausnahmefällen 
größere Särge erforderlich, ist die Genehmigung des Friedhofsträgers bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. 
3 Kindersärge können kleiner ausfallen.  
(2) 1 Särge müssen fest gefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. 
2 Sie müssen aus leicht abbaubarem Material bestehen und dürfen keine umweltgefährdenden Lacke oder Zusätze 
enthalten, soweit nichts Anderes ausdrücklich vorgeschrieben ist. 3 Entsprechendes gilt für Sargzubehör, Leichen- und 
Bestattungstücher, sowie für Urnen. 4 Die Kleidung einer Leiche soll zur Vermeidung von Umweltbelastungen aus Pa-
pierstoff oder Naturmaterialien bestehen.  

 
§ 9 Ruhezeit, Nutzungszeit 

 
(1) 1 Die Ruhezeit von Leichen und Aschen beträgt 25 Jahre. 2 Sie beginnt mit dem Zeitpunkt der Bestattung.  
(2) 1 Die Nutzungszeit an Grabstätten entspricht der Ruhezeit. 2 Die Nutzungszeit kann in bestimmten Fällen verlängert 
werden.  

§ 10 Ausgrabungen und Umbettungen 
 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 
(2) 1 Umbettungen vor Ablauf der Mindestruhezeit bedürfen, unbeschadet der sonstigen gesetzlichen Vorschriften, der 
vorherigen Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde. 2 Dabei obliegt die Entscheidung, ob ein wichtiger Grund 
vorliegt, gemäß § 15 Abs. 1 und 2 BestattG bis zum Ablauf der Mindestruhezeit im Sinne des § 14 BestattG der unteren 
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Gesundheitsbehörde und bis zum Ablauf der Ruhezeit dem Friedhofsträger. 3 Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhan-
dene Leichen- oder Aschenreste sind gemäß § 13 Abs. 8 BestattG auf dem Friedhof an geeigneter Stelle beizusetzen. 
(3) Die Umbettung darf auch zugelassen werden, wenn ein öffentliches Interesse dafür vorliegt, einen Friedhof ganz 
oder teilweise aufheben zu können. 
(4) 1 Antragsberechtigt ist die jeweilige totensorgeberechtigte Person. 2 Ist die totensorgeberechtigte Person nicht die 
nutzungsberechtigte Person, so wird die nutzungsberechtigte Person vom Friedhofsträger über den Antrag unterrichtet. 
3 Die antragstellende Person hat sich schriftlich zu verpflichten, die Kosten und Auslagen der Umbettung zu überneh-
men; hierzu zählen auch die Kosten, die bei der Umbettung durch Beschädigung und Wiederinstandsetzung gärtneri-
scher oder baulicher Anlagen an Nachbargrabstätten oder Friedhofsanlagen entstehen. 
(5) Bei Entziehung von Nutzungsrechten gemäß § 21 Abs. 2 können Leichen oder Aschen, deren Ruhezeit noch nicht 
abgelaufen ist, von Amts wegen in Reihengrabstätten oder Urnenreihengrabstätten umgebettet werden.  
(6) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt; mit 
einer Umbettung beginnt keine neue Ruhezeit.  
(7) 1 Alle Umbettungen werden vom Friedhofsträger durchgeführt. 2 Er bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung.  

(8) Das Wiederausgraben zu anderen als zu Umbettungszwecken bedarf einer behördlichen oder einer richterlichen 
Anordnung.  
(9) Als Umbettung gilt nicht die Ausgrabung der Asche einer verstorbenen Person für die Beisetzung einer Leiche 
innerhalb derselben Grabstätte. 
 

IV. Grabstätten 
§ 11 Allgemeines 

 
(1) 1 Sämtliche Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofsträgers. 2 An ihnen bestehen nur Rechte nach dieser Sat-
zung.  
(2) 1 Bestattungen werden unterschieden in Erd- und Feuerbestattungen. 2 Für die einzelnen Bestattungsarten sind die 
in den §§ 12 und 13 dieser Satzung genannten Grabarten einschlägig.  
(3) Die Kosten für die Auflösung und Einebnung von Grabstätten trägt die nutzungsberechtigte Person.  
(4) 1 Eine Grabstätte ist ein für die Beisetzung vorgesehener, genau bestimmter Teil des Friedhofs. 2 Eine Grabstätte 
kann mehrere Gräber umfassen. 3 Ein Grab ist der Teil der Grabstätte, der der Aufnahme einer Leiche oder der Asche 
einer verstorbenen Person dient.  
(5) 1 Vor einer Beisetzung in eine bestehende Wahlgrabstätte müssen, sofern vorhanden, Grabkissen und Grabmale 
spätestens 72 Stunden vor der Beisetzung im Auftrag und auf Kosten des Nutzungsberechtigten durch einen geeigne-
ten Fachunternehmer (Steinmetz) entfernt werden. 2 Auf die Entfernung kann verzichtet werden, wenn der beauftragte 
Fachunternehmer eine schriftliche Erklärung über die Standsicherheit des Grabmales für den Zeitraum der Bestattung 
abgibt und das Öffnen und Schließen der Gruft dadurch nicht beeinträchtigt wird. 3 Grabbepflanzungen und anderer 
Grabschmuck, die die Öffnung der Gruft behindern, können durch den Nutzungsberechtigten spätestens 72 Stunden 
vor der Beisetzung entfernt werden, andernfalls werden diese von der Friedhofsverwaltung oder beauftragten Dritten 
entschädigungslos und auf Kosten des Nutzungsberechtigten entfernt.  

 
§ 12 Grabarten bei Erdbestattungen 

 
Erdbestattungen werden unterschieden in  
1. Reihengrabstätten:  

a) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Beisetzungen, die der Reihe nach belegt und erst im Todesfall für 
die Dauer der Ruhezeit der zu bestattenden Person abgegeben werden. Die Lage der Reihengrabstätte 
bestimmt der Friedhofsträger. Die Größe eines Reihengrabfeldes für Verstorbene bis zum vollendeten 5. 
Lebensjahr beträgt mindestens:  
Länge  1,20 m 
Breite  0,60 m 
Abstand  0,30 m. 

b) Für verstorbene Personen vom 5. vollendeten Lebensjahr an beträgt die Größe des Reihengrabfeldes min-
destens: 
Länge 2,20 m  
Breite 0,90 m 
Abstand 0,30 m. 

c) In jeder Reihengrabstätte darf nur ein Sarg beigesetzt werden. Nach Ablauf der Ruhezeiten wird das Abräu-
men von Reihengrabfeldern oder Teilen davon vorher bekannt gemacht. Eine Nutzung von Reihengrabstät-
ten über die Ruhezeit hinaus ist nicht möglich.  

2. Wahlgrabstätten 
a) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Beisetzungen, deren Lage im Benehmen mit der erwerbenden Person 

bestimmt wird.  
b) Die Nutzungszeit beginnt mit dem Erwerb des Nutzungsrechts. Mit jeder Beisetzung ist das Nutzungsrecht 

so zu verlängern, dass eine Nutzungszeit entsprechend § 9 dieser Satzung besteht. Der Wiedererwerb eines 
Nutzungsrechts ist nur auf Antrag möglich. Die Gemeinde kann den Erwerb und Wiedererwerb an Wahl-
grabstätten ablehnen.  

c) Die Grabfelder werden entsprechend § 12 Abs. 1, Sätze 3 und 4 dieser Satzung ausgebildet.  
d) Mit besonderer Genehmigung der Gemeinde können Aschen von Angehörigen auf Wahlgrabstätten beige-

setzt werden.  
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e) Ein Rechtsanspruch auf Verleihung von Rechten an einem Wahlgrab oder an einer bestimmten Grabstätte 
oder auf eine unveränderte Gestaltung der Umgebung der gewählten Grabstätte besteht nicht.  

f) Die Rechte an einem unbelegten Wahlgrab können zu Zwecken der Vorsorge für maximal fünf Jahre erwor-
ben werden. Die Verlängerung dieser Rechte ist jährlich drei Monate vor Ablauf der Rechte zu beantragen. 

g) Die nutzungsberechtigte Person bestimmt diejenigen, die beigesetzt werden dürfen. Das Beisetzungsrecht 
eines Ehegatten oder eines eingetragenen Lebenspartners bereits beigesetzter verstorbener Personen darf 
nicht nachträglich ausgeschlossen werden. Erklärungen der nutzungsberechtigten Person können von 
nachfolgenden nutzungsberechtigten Personen während der ihr überlassenen Nutzungszeit nicht aufgeho-
ben werden.  

h) Auf Antrag kann das Nutzungsrecht an einer belegten Reihen- oder Wahlgrabstätte in ein Nutzungsrecht an 
einer pflegefreien Grabstätte als sogenanntes Rasengrab umgewandelt werden. Nach Umwandlung ist eine 
Verlängerung der Ruhezeit ausgeschlossen. Die Umwandlung ist mit einer Gebühr gem. der gültigen Fried-
hofsgebührenordnung verbunden. Ein Anspruch auf Umwandlung eines Nutzungsrechtes besteht nicht. 
Darüber hinaus ist der § 22 Abs. 4 der Friedhofsordnung zu beachten. 

3. Rasenreihengrabstätten 
a) Rasenreihengrabstätten sind Grabstätten, die nur im Todesfall zugeteilt und mit je einem Sarg der Reihe 

nach belegt werden.  
b) In jeder Reihengrabstätte darf nur ein Sarg beigesetzt werden.  
c) Nach Ablauf der Ruhezeit wird das Abräumen der Grabplatte vorher bekannt gemacht.  
d) Eine Nutzung von Rasenreihengrabstätten über die Ruhezeit hinaus ist nicht möglich. 
e) Diese Grabart wird nur auf den Friedhöfen Habighorst und Höfer bereitgestellt. 

4. Rasenwahlgrabstätten 
a) Rasenwahlgrabstätten sind Grabstätten für Beisetzungen, deren Lage im Benehmen mit der erwerbenden 

Person bestimmt wird.  
b) Rasenwahlgräber können als Einzel- oder Doppelgrabstätte eingerichtet werden. 
c) Nutzungsrechte können gemäß § 9 dieser Satzung verlängert werden. 
d) Diese Grabart wird nur auf den Friedhöfen Habighorst und Höfer bereitgestellt.  

 
§ 13 Grabarten bei Feuerbestattungen 

 

1 Bei einer Feuerbestattung werden die eingeäscherten Überreste der verstorbenen Person, gefüllt in eine Aschekap-
sel, in einer Urne beigesetzt. 2 Die Größe dieser Grabstätten beträgt 1,00 m x 1,00 m. 3 Feuerbestattungen werden 
unterschieden in: 
1. Urnenreihengrabstätten 

a) Urnenreihengrabstätten sind Grabstätten, die der Reihe nach belegt und erst im Todesfall für die Dauer der 
Ruhezeit zur Beisetzung einer Urne abgegeben werden.  

b) Eine Nutzung von Urnenreihengrabstätten über die Ruhezeit hinaus ist nicht möglich. 
2. Urnenwahlgrabstätten 

a) Urnenwahlgrabstätten sind Grabstätten, die mit bis zu 4 Urnen belegt werden können.  
b) Die Nutzungszeit wird bei jeder Belegung entsprechend der Ruhezeit verlängert. 

3. Urnenrasenreihengrabstätten 
a) Urnenrasenreihengrabstätten sind Grabstätten, die nur im Todesfall zugeteilt und mit je einer Urne der Reihe 

nach belegt werden. Auf den Friedhöfen Höfer und Habighorst ist eine Bestattung an einem Ruhebaum 
möglich. Die Bestattungen erfolgen nach der Reihe. Der Friedhofsträger legt die Grablage fest.  

b) Eine Nutzung von Urnenrasenreihengrabstätten über die Ruhezeit hinaus ist nicht möglich. 
4. Urnenrasenwahlgrabstätten 

a) Urnenrasenwahlgrabstätten sind Grabstätten, die mit bis zu 4 Urnen belegt werden können.  
b) Die Nutzungszeit wird bei jeder Belegung entsprechend der Ruhezeit verlängert. 

5. Anonyme Urnengrabstätten 
a) Anonyme Urnengrabstätten sind Grabstätten, die nur im Todesfall zugeteilt und mit je einer Urne belegt 

werden.  
b) Die Gemeinde bestimmt den Ort für die Beisetzung.  
c) Anonyme Bestattungen erfolgen ohne Beteiligung etwaiger Angehöriger in würdiger Form durch das Bestat-

tungsunternehmen oder durch von ihm Beauftragte. Die genaue Lage der einzelnen Grabstätten wird den 
Hinterbliebenen oder Dritten nicht mitgeteilt. 

d) Eine Nutzung von anonymen Grabstätten über die Ruhezeit hinaus ist nicht möglich. 
 

§ 14 Ehrengrabstätten 
 
Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten (einzeln oder in geschlossenen Feldern) 
obliegt ausschließlich dem Friedhofsträger. 

 
V. Gestaltung und Pflege der Grabstätten 

§ 15 Allgemeine Grundsätze 
 
(1) 1 Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass die Würde des Friedhofs in seinen 
einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird. 2 Die Grabstätten sind dergestalt zu bepflanzen, dass 
andere Grabstätten sowie öffentliche Anlagen und Wege nicht beeinträchtigt werden. 3 Das Anpflanzen von Bäumen 
auf den Grabstätten ist nicht gestattet. 
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(2) 1 Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist die nutzungsberechtigte Person verantwortlich. 2 Die Verpflichtung 
erlischt mit dem Ablauf des Nutzungsrechts. 3 Absatz 7 bleibt unberührt. 
(3) 1 Jede Grabstätte muss innerhalb von 6 Monaten nach der Belegung oder dem Erwerb des Nutzungsrechtes von 
der nutzungsberechtigten Person hergerichtet und dauernd angemessen instandgehalten werden. 2 Verwelkte Blumen 
und Kränze sind von den Grabstätten zu entfernen und an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen.  
(4) Die nutzungsberechtigte Person darf gärtnerische Anlagen neben der Grabstätte nicht verändern.  
(5) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln bei der Grabpflege ist nicht gestattet.  
(6) 1 Die Verwendung von nicht biologisch abbaubaren Materialien bei der Durchführung von Bestattungen sowie von 
nicht kompostierbaren Materialien bei der gärtnerischen Gestaltung von Grabstätten ist nicht gestattet. 2 Kunststoffe 
und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe dürfen auch in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbesondere in 
Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, im Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenaufzucht-
behältern, die an der Pflanze bleiben, nicht verwendet werden. 3 Abweichend von den Sätzen 1 und 2 sind die folgen-
den Gestaltungsmittel zugelassen: Kränze und anderer Grabschmuck die im Rahmen der Beisetzung niedergelegt 
werden und nicht für die dauerhafte Gestaltung dienlich sind.  
(7) Der Friedhofsträger kann verlangen, dass die nutzungsberechtigte Person die Grabstätte nach Ablauf der Ruhezeit 
oder des Nutzungsrechts abräumt.  

 
§ 16 Pflege der Rasengrabstätten und (halb-)anonymen Grabstätten 

 
(1) 1 In ausgewiesenen Rasengrabfeldern werden Rasengrabstätten angeboten. 2 Diese Gräber werden durch den 
Friedhofsträger für den Zeitraum der Nutzungsfrist unterhalten und wie folgt angelegt: 3 Die Gräber werden frühestens 
6 Wochen nach der Bestattung abgeräumt und ohne Grabhügel angelegt. 4 Die Grabfläche wird eingesät. Während 
der Vegetationszeit wird die gesamte Grabfläche nach Bedarf gemäht; im Herbst wird das fallende Laub aufgenommen. 
5 Eintretende Setzungen werden beseitigt. 6 Zwischen den Grabreihen werden keine Plattenwege angelegt. 7 Das Ab-
legen von Grabschmuck ist nicht erlaubt.  
(2) 1 Sollte auf einer Rasengrabstätte unerlaubter Weise Schmuck aufgelegt werden, ist der Friedhofsträger berechtigt, 
den Schmuck zur Ausführung von Pflegearbeiten zu entfernen. 2 Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, den entfern-
ten Schmuck aufzubewahren. 
(3) Auf dem Friedhof Marwede erfolgt für die anonymen und halbanonymen Grabstätten keine Pflege, da die Grabstät-
ten im natürlich bewachsenen Waldboden liegen.  

 
§ 17 Nutzungsrecht 

 
(1) 1 Die nutzungsberechtigte Person hat die Möglichkeit, eine Verlängerung der Nutzungszeit an Wahlgrabstätten (§§ 
12 und 13) zu beantragen. 2 Soll eine Wahlgrabstätte nicht über den Ablauf der Nutzungszeit bzw. der Ruhefrist der 
zuletzt beigesetzten Person hinaus verlängert werden, so ist die Grabstätte von der jeweiligen nutzungsberechtigten 
Person einzuebnen. 3 Dabei sind sämtlicher Bewuchs und alle baulichen Anlagen, inkl. Fundamentierung, zu beseiti-
gen. 4 Mit den Einebnungsarbeiten können auch zugelassene Gewerbetreibende oder der Friedhofsträger beauftragt 
werden.  
(2) 1 Die nutzungsberechtigte Person kann eine vorzeitige Rückgabe von Rechten an einer Grabstätte beantragen. 
2 Die nutzungsberechtigte Person muss bestätigen, dass es keine andere berechtigte Person nach § 3 Absatz 2 Nr. 1 
bis 6 gibt, die das Nutzungsrecht übernehmen würde. 3 Eine vorzeitige Rückgabe der Grabstätte ist gebührenpflichtig. 
4 Die Gebühr ergibt sich anhand der Restruhezeit der bestatteten Person und der zurzeit geltenden Gebührensatzung. 
5 Sollte der Friedhofsträger es wünschen, hat eine Räumung der Grabfläche auf Kosten der antragsstellenden Person 
zu erfolgen; lediglich der Grabstein soll auf der Grabfläche für die verbleibende Ruhezeit stehen bleiben. 6 Die Fried-
hofsverwaltung behält sich vor, im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht das Grabmal zu legen oder vorzeitig zu 
entfernen.  
(3) Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten besteht kein Anspruch auf Gebührenerstattung.  
(4) 1 Bei der Verlängerung von Nutzungsrechten an Grabstätten von 4 oder mehr Grabstellen (Familiengrabstätten), 
können die nutzungsberechtigte Person und der Friedhofsträger eine Vereinbarung über den künftigen Umfang der 
Grabstätte treffen. 2 Ein Anspruch auf Abschluss einer Vereinbarung besteht nicht.  

 
§ 18 Wahlmöglichkeit 

 
(1) 1 Auf den Friedhöfen in Marwede und Höfer gibt es nur Abteilungen mit besonderen Gestaltungsvorschriften, da 
der derzeitige Charakter der Friedhöfe, insbesondere des Friedhofes in Marwede, dauerhaft erhalten bleiben soll. 2 Auf 
dem Friedhof in Habighorst werden keine besonderen Gestaltungsvorschriften vorgeschrieben, jedoch sollten Grab-
bepflanzungen mit Hecken und Sträuchern eine Höhe von 1.60 m nicht überschreiten.  
(2) Rasengrabstätten sind nur auf den Friedhöfen Habighorst und Höfer vorgesehen. 
(3) Anonyme Grabstätten sind auf allen Friedhöfen möglich.   

§ 19 Abteilungen mit besonderen Gestaltungsvorschriften 
(1) 1 Das Grabmal ist ein Gegenstand, der mit der Oberfläche des Grabes für die Dauer der Nutzung fest verbunden 
ist und dem Andenken an die verstorbene Person dient. 2 Zumeist weist das Grabmal auf die Lebensdaten der toten 
Person, ihren Namen, Geburts- und Sterbedatum hin. Zulässige Grabmale sind insbesondere der Grabstein, das Grab-
kreuz und die Grabplatte (Grabkissen).  
(2) Die Grabmale in Abteilungen mit besonderen Gestaltungsvorschriften müssen in Werkstoff, Form und Gestaltung 
sowie in der Bearbeitung der Würde eines Friedhofs entsprechen und dürfen nicht verunstaltend wirken.  
(3) Nicht gestattet sind:  
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1. Grabmäler aus Betonwerkstein, soweit sie nicht Natursteincharakter haben und handwerksgerecht bearbeitet 
sind,  

2. Grabmäler aus Gips, Glas und Porzellan sowie Kunststoffen,  
3. aufgetragener oder angesetzter ornamentaler oder figürlicher Schmuck aus Zement oder Porzellan,  
4. Lichtbilder,  
5. Inschriften, die der Würde des Ortes nicht entsprechen,  
6. Kunststeinsockel unter Natursteingrabmälern.  
(4) Für die Bearbeitung gilt:  
1. Jede handwerkliche Bearbeitung ist möglich, alle Seiten sollen gleichmäßig bearbeitet sein, auf Politur und 

Feinschliff ist zu verzichten,  
2. Schriftrücken und Schriftbossen für weitere Inschriften können geschliffen sein,  
3. Schriften, Ornamente und Symbole sind auf das Material, aus dem das einzelne Grabmal besteht, werkgerecht 

abzustimmen. Sie müssen gut verteilt und dürfen nicht aufdringlich groß sein.  
4. Sockel der Grabmäler sollen nicht höher als 10 cm sein,  
5. Firmenbezeichnungen dürfen nur in unauffälliger Weise, möglichst seitlich, an den Grabmälern abgebracht 

werden.  
(5) 1 Stehende Grabmäler dürfen nicht höher als 1,20 m von der Graboberkante sein. 2 Liegende Grabmäler (sog. 
Kissensteine) dürfen nur flach oder flach geneigt auf die Grabstelle gelegt werden. 
(6) Auf dem Friedhof in Höfer dürfen Grabflächen maximal zu 50% durch Schotter, Kiesel oder ähnliche Steine bedeckt 
werden.  
(7) Der Friedhofsträger kann in begründeten Fällen Ausnahmen zulassen.  
(8) 1 Auf dem Friedhof in Höfer ist auf Rasengrabstätten die Steinplatte bodeneben zu verlegen (maximal 0,40 m x 0,50 
m). 2 Auf dem Friedhof in Habighorst ist neben der bodeneben zu verlegenden Steinplatte nach Satz 1 auch das Ver-
legen einer Grundplatte (max. 0,65 m lang, 0.65 m breit) mit schräg aufgestellter Schriftplatte (max. 0,35 m lang, 0,45 
m breit) zulässig. 3 Bei Urnenrasenwahlgräbern ist entweder das Verlegen von 4 Grabplatten á maximal 0,30 m x 0,40 
m oder max. 2 Grabplatten á maximal 0,40 m x 0,50 m gestattet. 4 Die Namensnennung für eine Ruhebaumbestattung 
erfolgt auf einheitlichen Schildern an einer Stelle in unmittelbarer Nähe zum Ruhebaum. 5 Die Schilder werden mit 
Namen, Vornamen, ggf. Geburtsnamen sowie Geburts- und Sterbejahr der bestatteten Person versehen. 6 Die Be-
schaffung und Anbringung erfolgt durch die Friedhofsverwaltung oder beauftragte Dritte und ist im Gebührentarif ent-
halten. 
(9) 1 Der Friedhof in Marwede weist durch sein naturbelassenes Erscheinungsbild und durch seine parkähnlichen Ge-
staltungselemente einen besonderen Charakter auf, der durch eine diesen Charakter aufnehmende natur- und park-
nahe Gestaltung der Grabstätten geschützt werden soll. 2 Gräber dieses Friedhofes müssen zusätzlich zu den vorge-
nannten Absätzen den nachfolgenden Gestaltungsvorschriften entsprechen: 
1. Grabmale dürfen nur aus naturbelassenem Feldstein, hellem Kalkstein oder hellem Sandstein (heller Thüster 

Kalkstein oder Obernkirchener Sandstein) bestehen. Auf eine Bearbeitung hingehend zu einer symbolischen 
Form des Grabmals ist zu verzichten. Dezente symbolische Gravuren und Prägungen (Zunftzeichen oder Ver-
zierungen) sind möglich. 

2. Grabeinfassungen aus lebenden Pflanzen (max. 20cm hoch)  
3. Die Grabflächen sind ebenerdig herzurichten. Die Gestaltung der Grabflächen hat mit pflanzlichem Bewuchs 

zu erfolgen. Der pflanzliche Bewuchs hat sich an den bisher vorhandenen Arten zu orientieren. Eine natürliche 
Sukzession ist zulässig. Weiterer nicht vergänglicher Grabschmuck ist unzulässig. 

4. Bei der Gestaltung des Grabes ist dafür Sorge zu tragen, dass dieses sich gänzlich in das Gesamtumfeld des 
Waldfriedhofes in Marwede mit seinem besonderen Charakter einfügt. 

 
§ 20 Abteilungen ohne besondere Gestaltungsvorschriften  

(Friedhof Habighorst) 
 
In den Abteilungen ohne besondere Gestaltungsvorschriften unterliegen die Grabmale in ihrer Gestaltung, Bearbeitung 
und Anpassung an die Umgebung lediglich den allgemeinen Anforderungen des § 15 sowie den Vorschriften des § 19 
Abs. 5.  

§ 21 Vernachlässigung 
 
(1) 1 Wird eine Grabstätte nicht den Vorschriften entsprechend angelegt oder länger als 6 Monate in der Unterhaltung 
vernachlässigt, so wird die nutzungsberechtigte Person zur Beseitigung der Mängel in angemessener Frist schriftlich 
aufgefordert. 2 Ist die nutzungsberechtigte Person unbekannt oder nicht zu ermitteln, genügt eine durch öffentliche 
Bekanntmachung, auf 3 Monate befristete Aufforderung zur Beseitigung der Mängel. 3 Werden die Mängel nicht besei-
tigt, so kann der Friedhofsträger die Grabstätte auf Kosten der nutzungsberechtigten Person instandsetzen oder die 
Mängel beseitigen lassen.  
(2) Bei wiederholtem Verstoß gegen die Pflicht zur Grabpflege kann der Friedhofsträger das Nutzungsrecht entziehen. 
Die ordnungsgemäße Instandhaltung und spätere Einebnung in der Verantwortung des Friedhofsträgers ist durch Er-
hebung einer Grabpflegegebühr sicherzustellen. 
(3) Die nutzungsberechtigte Person ist in den schriftlichen Aufforderungen und der öffentlichen Bekanntmachung auf 
die für sie maßgeblichen Rechtsfolgen des Absatzes 1 und 2 und in dem Entziehungsbescheid auf die Rechtsfolgen 
des § 25 Abs. 2 hinzuweisen.  
VI. Grabmale und sonstige bauliche Anlagen 
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§ 22 Genehmigungserfordernis 
 
(1) 1 Grabmale dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Genehmigung des Friedhofsträgers errichtet oder verändert 
werden. 2 Die Genehmigung ist vor Aufstellung oder Änderung bei dem Friedhofsträger schriftlich zu beantragen.  
(2) 1 Dem Antrag ist ein Grabmalentwurf im Maßstab 1:10 beizufügen, aus dem die Anordnung von Schrift und Symbol 
auf dem Grabmal, das Material, sowie die vorgesehene Fundamentierung ersichtlich wird. 2 Eine Genehmigung ist 
nicht erforderlich, wenn auf einem bereits vorhandenen Grabmal anlässlich einer weiteren Beisetzung lediglich der 
Name, das Geburts- und Sterbedatum des Beigesetzten in gleicher Ausführung wie die vorhandene Beschriftung an-
gebracht werden soll.  
(3) 1 Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten Grabmals nicht dem genehmigten Entwurf und ist 
sie nicht genehmigungsfähig, setzt der Friedhofsträger der nutzungsberechtigten Person schriftlich eine angemessene 
Frist zur Beseitigung oder Abänderung des Grabmals. 2 Nach ergebnislosem Verlauf der Frist, kann der Friedhofsträger 
die Beseitigung oder Abänderung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person veranlassen. 3 Bei nicht ordnungsge-
mäßer Gründung und Befestigung des Grabmals gilt § 23 Absatz 3.  
(4) 1 Die Errichtung und Veränderung aller sonstigen baulichen Anlagen bedarf ebenfalls der vorherigen schriftlichen 
Genehmigung des Friedhofsträgers. 2 Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend. 
(5) Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal oder die Grabeinfassung nicht binnen eines Jahres nach Erteilung 
der Genehmigung errichtet worden ist.  

 
§ 23 Standsicherheit von Grabmalen 

 
(1) 1 Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks zu gründen 
und so zu befestigen, dass sie dauerhaft standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen 
oder sich senken können. 2 Maßgebendes Regelwerk zur Auslegung der Regeln der Baukunst ist die aktuelle Fassung 
der „Technischen Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen“ (TA Grabmal) der Deutschen Naturstein-Aka-
demie e. V. (DENAK). 3 Die TA Grabmal gilt für die Planung, Erstellung, Ausführung, die Abnahmeprüfung und jährliche 
Prüfung der Grabmalanlagen. 4 Das Grabmal ist am Kopfende der Grabstätte anzulegen. 
(2) 1 Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen sind dauerhaft in einem guten und verkehrssicheren Zustand zu erhal-
ten. 2 Hierfür ist die nutzungsberechtigte Person verantwortlich. 3 Die nutzungsberechtigte Person haftet für Schäden, 
die durch eine Verletzung dieser Pflicht entstehen, nach den gesetzlichen Bestimmungen.  
(3) 1 Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen oder sonstigen baulichen Anlagen gefährdet, ist die nutzungsbe-
rechtigte Person verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. 2 Bei Gefahr im Verzug kann der Friedhofsträger auf 
Kosten der nutzungsberechtigten Person Sicherungsmaßnahmen treffen. 3 Wird der ordnungswidrige Zustand trotz 
schriftlicher Aufforderung des Friedhofsträgers nicht innerhalb einer angemessenen Frist beseitigt, ist der Friedhofs-
träger berechtigt, das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage auf Kosten der nutzungsberechtigten Person zu 
entfernen. 4 Der Friedhofsträger ist verpflichtet, diese Gegenstände unter schriftlicher Aufforderung zur Abholung drei 
Monate auf Kosten der nutzungsberechtigten Person aufzubewahren. 5 Ist die nutzungsberechtigte Person nicht be-
kannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung 
und ein Hinweisschild auf der Grabstätte. 
(4) 1 Die Errichtung von Grabmalen und Grabeinfassungen darf nur durch zuverlässige Dienstleistungserbringer im 
Sinne des § 5 erfolgen. 2 Diese müssen über eine angemessene Berufshaftpflichtversicherung verfügen. 

 
§ 24 Verwendung von Natursteinen 

 
(1) Natursteine dürfen auf den Friedhöfen nur verwendet werden, wenn 
1. glaubhaft gemacht wird, dass sie in einem Staat oder Gebiet gewonnen oder hergestellt wurden, in dem das 

Übereinkommen über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen 
der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBI. 2001 ll S. 1291, Bekanntmachung vom 28. Juni 2002, BGBI. ll S. 
2352) eingehalten wird oder 

2. ein Nachweis nach Absatz 2 vorliegt. 
(2) Als Nachweis nach Absatz 1 Nummer 2 gilt ein Zertifikat einer der nachfolgenden Organisationen: 
1. Fair Stone, 
2. IGEP, 
3. Werkgroep Duurzame Natursteen — WGDN oder  
4. Xertifix. 
(3) Eine gleichwertige Erklärung einer geeigneten Stelle oder Vereinigung im Sinne des § 13 a Abs. 3 Satz 4 BestattG 
setzt voraus, dass die erklärende Stelle:  
1. über einschlägige Erfahrungen und Kenntnisse auf dem Gebiet des Übereinkommens über das Verbot und 

unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 
(BGBI. 2001 II S. 1291, Bekanntmachung vom 28. Juni 2002, BGBI. II S. 2352) verfügt, weder unmittelbar noch 
mittelbar an der Herstellung oder am Handel mit Steinen beteiligt ist, und 

2. ihre Tätigkeit im Zusammenhang mit der Abgabe der gleichwertigen Erklärung dokumentiert und die Dokumen-
tation auf Anforderung des Friedhofsträgers zur Einsichtnahme bereitstellt. 

3. erklärt, dass sie sich über das Fehlen schlimmster Formen von Kinderarbeit durch unangekündigte Kontrollen 
im Herstellungsstaat vergewissert hat. 

(4) 1 Für die Glaubhaftmachung und das Vorlegen von Nachweisen können die in § 26 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes (VwVfG) genannten Beweismittel verwendet werden. 2 Die Glaubhaftmachung ist auch durch eine in § 27 
VwVfG geregelte Versicherung an Eides Statt möglich; verlangt werden darf deren Vorlage mangels einer gesetzlichen 
Regelung nicht. 
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(5) Für die abzugebende Erklärung ist das als Anlage beigefügte Muster „Erklärung über die Vorlage von Nachweisen 
nach § 13 a BestattG" zu verwenden.  
(6) 1 Für einen Zeitraum bis zum 01.01.2025 gelten die Anforderungen gemäß den Absätzen 1 bis 5 nicht für solche 
Natursteine, die sich nachweislich zum Zeitpunkt des in Krafttretens dieser Friedhofssatzung zum 01.01.2025 in den 
Lagerbeständen der Steinmetze und Bildhauer befunden haben bzw. zu diesem Zeitpunkt von diesen zur Lieferung 
bestellt waren.  2 Diese haben hierfür einen geeigneten Nachweis zu erbringen. 

 
§ 25 Entfernung 

 
(1) Grabmale dürfen vor Ablauf der Ruhezeit oder während der Dauer des Nutzungsrechtes an der Grabstätte nur mit 
Genehmigung des Friedhofsträgers entfernt werden. 
(2) 1 Nach Ablauf der Nutzungszeit oder nach der Entziehung des Nutzungsrechtes ist die Grabstätte von der nut-
zungsberechtigen Person oder einer von ihr beauftragten dritten Person innerhalb von drei Monaten komplett zu räu-
men. 2 Dies beinhaltet neben der vollständigen Entfernung des Bewuchses auch die Beseitigung der Grabmale und 
anderer baulicher Anlagen (z. B. Einfassung) einschließlich des Fundaments. 3 Soweit es sich um ein Grabmal im 
Sinne von § 23 handelt, bedarf die Entfernung der Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 4 Abgesackte Grabstätten 
sind mit Mutterboden auf Umgebungsniveau aufzufüllen. 5 Nach erfolgter Einebnung ist ein entsprechender Hinweis 
an die Friedhofsverwaltung zu geben.  
(3) 1 Kommt die nutzungsberechtigte Person dieser Verpflichtung innerhalb von drei Monaten nicht nach, wird die 
Friedhofsverwaltung die Abräumung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person veranlassen. 2 Die Einebnungskos-
ten werden der nutzungsberechtigten Person nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung gestellt. Ersatz für ein Grabmal 
und eine Grabanlage ist von der Friedhofsverwaltung nicht zu leisten. 3 Die Friedhofsverwaltung ist auch nicht zur 
Aufbewahrung abgeräumter Grabmale und Grabanlagen verpflichtet.  
(4) 1 Das Abräumen wird im Einzelfall auf Antrag der nutzungsberechtigten Person vom Friedhofsträger oder deren 
Beauftragten durchgeführt. 2 Die anfallenden Kosten sind dem Friedhofsträger zu erstatten. 3 Der Friedhofsträger ist 
zur Aufbewahrung abgeräumter Grabmale und sonstiger Anlagen nicht verpflichtet.  
(5) 1 Wurde das Nutzungsrecht in ein Nutzungsrecht für ein Rasengrab nach §12 Abs. 3 umgewandelt, ist von der 
nutzungsberechtigen Person oder einer von ihr beauftragten dritten Person von der Grabstätte der Bewuchs sowie 
bauliche Anlage wie z.B. die Grabeinfassung einschließlich etwaiger Fundamente und Trittsteine, nicht jedoch vorhan-
dene Grabmale zu entfernen. 2 Abgesackte Grabstätten sind mit Mutterboden auf Umgebungsniveau aufzufüllen. 
3 Nach erfolgter Einebnung ist ein entsprechender Hinweis an die Friedhofsverwaltung zu geben. 4 Die Friedhofsver-
waltung räumt Grabmale nach Ablauf der Ruhezeit, behält sich aber zur Erhaltung der Verkehrssicherheit vor, diese 
zu legen oder vorzeitig von der Grabstätte zu entfernen. 

 
§ 26 Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale 

 

1 Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale werden nach Möglichkeit von der Friedhofsverwaltung erhalten. 2 Ei-
nen möglichen Standortwechsel behält sich der Friedhofsträger vor.  

 
VII. Leichenhallen und Trauerfeiern 
§ 27 Benutzung der Leichenhalle 

 

1 Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Verstorbenen bis zur Bestattung. 2 Sie darf nur in Begleitung eines Ange-
hörigen des Friedhofspersonals oder mit Zustimmung des Friedhofsträgers betreten werden. 

 
§ 28 Trauerfeiern 

 
(1) Die Trauerfeiern können nach vorheriger Anmeldung in einem dafür bestimmten Raum, am Grab oder an einer 
anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 
(2) Trauerfeiern müssen der Würde des Ortes entsprechend gestaltet werden.  
 

VIII. Schlussvorschriften 
§ 29 Übergangsvorschriften 

 
(1) Diese Satzung gilt für alle bestehenden Nutzungsrechte, vorbehaltlich der Bestimmungen des Absatzes 2. 
(2) Nutzungsrechte, die unbefristet oder auf Friedhofsdauer eingeräumt sind, enden nach 30 Jahren, gerechnet vom 
Zeitpunkt der letzten Belegung. 

§ 30 Alte Rechte 
 

1 Bei den vor Inkrafttreten dieser Satzung befristet vergebenen Grabstätten verbleibt es bei den bisherigen Ruhefristen 
und Nutzungszeiten. 2 Bisher unbefristet eingeräumte Nutzungsrechte enden entsprechend den Ruhefristen und Nut-
zungszeiten dieser Satzung, frühestens jedoch ein Jahr nach Inkrafttreten dieser Satzung. 

 
§ 31 Anordnungen im Einzelfall 

 
Der Friedhofsträger kann in Erfüllung seiner Aufgaben zur Durchsetzung von Rechten und Pflichten nach dieser Sat-
zung Anordnungen im Einzelfall erlassen. 
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§ 32 Schließung und Entwidmung 
 
(1) 1 Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können aus wichtigem öffentlichem Interesse geschlossen oder 
entwidmet werden. 2 Durch Schließung wird die Möglichkeit weiterer Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Entwid-
mung verliert der Friedhof seine Eigenschaft als öffentliche Bestattungseinrichtung. 
(2) 1 Soweit durch die Schließung das Recht auf weitere Bestattungen in Wahlgrabstätten erlischt, wird der nutzungs-
berechtigten Person für die restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren Bestattungsfalles auf Antrag eine andere 
Wahlgrabstätte zur Verfügung gestellt; bereits entrichtete Gebühren sind anzurechnen. 2 In diesem Fall kann die to-
tenfürsorgeberechtigte Person mit schriftlicher Zustimmung der nutzungsberechtigten Person die Umbettung von Toten 
aus der geschlossenen Wahlgrabstätte auf Kosten des Friedhofsträgers verlangen. 3 Satz 3 gilt nicht, wenn der Um-
bettung ein erhebliches öffentliches Interesse entgegensteht. 
(3) Besteht die Absicht der Schließung, so werden keine Nutzungsrechte mehr erteilt oder wiedererteilt. 
(4) Der Friedhofsträger kann die Entwidmung verfügen, wenn alle Ruhefristen abgelaufen sind.  
(5) 1 Die Absicht der Schließung, die Schließung selbst und die Entwidmung sind jeweils öffentlich bekanntzumachen. 
2 Die nutzungsberechtigten Personen von Wahlgrabstätten erhalten außerdem einen schriftlichen Bescheid, wenn ihr 
Aufenthalt bekannt oder ohne besonderen Aufwand zu ermitteln ist. 3 Die Mitteilung soll Hinweise auf die Möglichkeit 
zur Umbettung und auf mögliche Umbettungstermine enthalten.  

 
§ 33 Haftung 

 
(1) Der Friedhofsträger haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung des Friedhofs, seiner 
Anlagen und Einrichtungen durch dritte Personen oder Tiere entstehen. 
(2) 1 Der Friedhofsträger haftet nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit seines Personals. 2 Von dieser Haftungsbe-
schränkung ausgenommen sind alle Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.  

 
§ 34 Gebühren 

 
Für die Benutzung der vom Friedhofsträger verwalteten Friedhöfe und ihrer Einrichtungen sind Gebühren nach der 
jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 

 
§ 35 Ordnungswidrigkeiten 

 
Mit Geldbuße bis zu 5.000 € kann gemäß § 10 Abs. 5 NKomVG belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig: 
1. sich als Besucherin oder Besucher entgegen § 4 Abs. 3 nicht der Würde des Friedhofs entsprechend verhält 

oder Anordnungen des Friedhofspersonals nicht befolgt, 
2. die Verhaltensregeln des § 4 Abs. 5 missachtet,  
3. entgegen § 4 Abs. 7 Totengedenkfeiern ohne Genehmigung des Friedhofsträgers durchführt,  
4. als gewerbetreibende Person  

a) entgegen § 5 Abs. 2 trotz Tätigkeitsverbot tätig wird,  
b) entgegen § 5 Abs. 4 außerhalb der festgesetzten Zeiten Arbeiten durchführt, 
c) entgegen § 5 Abs. 6 Werkzeuge und Materialien unzulässig lagert, 
d) entgegen § 2 Abs. 1 und Abs. 4 ohne vorherige Genehmigung Grabmale, Grabeinfassungen oder Gra-

bausstattungen errichtet oder verändert oder entgegen § 24 Natursteine verwendet, 
e) entgegen § 23 Abs. 1 Grabmale nicht fachgerecht befestigt und fundamentiert, 
f) entgegen § 23 Abs. 3 Grabmale nicht in verkehrssicherem Zustand hält, 
g) entgegen § 25 Abs. 1 Grabmale, Grabeinfassungen oder Grabausstattungen ohne Genehmigung ent-

fernt, 
h) entgegen § 16 Grabstätten nicht ordnungsgemäß herrichtet oder pflegt oder einer Aufforderung zur Her-

richtung nicht rechtzeitig nachkommt. 
 

§ 36 Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Celle in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die bisherige Friedhofssatzung der Samtgemeinde Eschede vom 16.02.2011 in der zurzeit gelten-
den Fassung außer Kraft.  
 
Eschede, den 11.02.2025 
 
Lange 
Bürgermeister 
 

- - - 
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C. BEKANNTMACHUNGEN ANDERER STELLEN 
 
Jagdgenossenschaft Offensen-Schwachhausen, Mitgliederversammlung am 28.03.2025 
 
Klostergemeinde Wienhausen 
Die Bürgermeisterin 
Am Alten Bahnhof 3 
29342 Wienhausen 
 
Mitgliederversammlung der Jagdgenossenschaft Offensen-Schwachhausen 
 
Die Versammlung der Jagdgenossenschaft Offensen-Schwachhausen findet am Freitag, den 28.03.2025, um 19 Uhr 
im Landgasthof Allerparadies, Schleusenweg 1, 29364 Langlingen, statt. 
 
Tagesordnung 
 
1. Eröffnung der Versammlung und Begrüßung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlussfähig-

keit 

2. Verlesung der Niederschrift über die Mitgliederversammlung vom Vorjahr sowie Genehmigung 

3. Bericht des Kassenführers  

4. Bericht der Kassenprüfer und Entlastung des Vorstandes 

5. Neuwahl des Vorstandes (Vorsitz, sowie erster und zweiter Beisitzer) 

6. Beschluss über die Verwendung des Jagdertrages 

7. Neuwahl eines Kassenprüfers 

8. Streckenbericht 

9. Verschiedenes 
 
Kerstin Ackermann 
Bürgermeisterin der Klostergemeinde Wienhausen 
 

- - - 
 
D. SONSTIGE MITTEILUNGEN 


